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c) weil somit hätten Kosten gesenkt werden können. Außerdem muss kraft Gesetz eine solche Förderung dem 

Mieter zugunsten auf die Modernisierungsumlage angerechnet werden, was den Bauverein Bemühungen zur 

Kostensteigerung entgegensteht. 

 



 

 

Diese Antwort erklärt nicht, warum trotz gleichsam abgeschlossenem Zustand bei mehreren Häusern die 

Modernisierungserhöhung im Landtagswahlkampf über mehrere Monate später auf die entsprechenden Häuser 

angewendet wurde. Ab Zeitpunkt der „Fertigstellung“ mussten so bei den zwei betreffenden Wohnblöcken die 

Mieter mehr als ein halbes Jahr länger die Modernisierungserhöhung zahlen. 

Ein Haus, das ebenfalls zum 1. Bauabschnitt gehört zahlt die Erhöhung erst seit diesem Jahr. Auf dieses paradoxe und 

unfaire Vorgehen antwortet die Bauverein AG nicht.  

 

 

 

Mietminderung wurden pauschal ausgesprochen und sind nach Meinung des Mieterbunds Darmstadt mehr als 

deutlich zu niedrig angesetzt. Darüber hinaus wurde das Pauschalvorgehen im Laufe diesen Jahres angepasst, sodass 

weniger belastete Häuser zwar mehr Mietminderung erhalten, diese nun aber höher ist, als bei den wirklich 

besonders schwer belasteten Häusern. 

Auf Schreiben in denen die Fragwürdigkeit dieser Praxis thematisiert wird, so wie auf Mietminderungsverlangen 

seitens der Mieter reagiert die Bauverein AG nicht. Wird die Miete selbstständig gekürzt, werden rechtliche Schritte 

in kurzer Zeit angekündigt.  

 



 

n 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abgesehen davon, dass hier die Absicherung der Baumaßnahme gegen durch sie 

verursachte dauerhafte Schimmelförderung gemeint ist, wurden Feuchtigkeitsschäden 

weder in Form von Schimmel versucht zu vermeiden noch konsequent behandelt. Bei ein 

solchen Maßnahme, wo auch geringfügige Dämmmaßnahmen geplant sind, ist neben der 

bedachten Zeitplanung der verschiedenen Maßnahmen auch global gesehen, die Jahreszeit 

in der jeweils stattfindende Maßnahmen geplant sind, ein erheblicher Problemfaktor. 

Die einschlägigen Erläuterungen unserer Homepage empfehle ich zu Lektüre, ebenfalls die 

bekannten Fachquellen, die erklären, wie eine korrekte Herangehensweise gewesen wäre. 

Das mehr als problematische Ergebnis der Baustelle zeigt, wie ernst unsere Einwände sind. 

 

 

 



 

Plötzlich während und vor allem nach der 

Baumaßnahme auftretende Feuchtigkeit 

sollte auch bei Laien schon Zweifel 

hinsichtlich Nutzungsverhalten als Ursache 

aufrufen. Das Nutzungsverhalten könnte 

sich zwar schlagartig mit der Baumaßnahme 

ändern, dies erscheint jedoch abwegig.  

Eine Veränderung der 

Wärmetransemmission durch die 

Baumaßnahme hätte von der Bauverein AG 

vorhergesehen werden müssen, da sich 

darauf die Modernisierungserhöhung beruft. Folglich hätte ein neues Lüftkonzept, angepasst an die komplexen 

Anforderung von nicht gedämmten fast 100 Jahre alten Wänden und moderat effizienten, neuen Fenstern erstellt 

werden müssen. Dieses hätte, so gängige Praxis, getestet und den Anwohnern erklärt werden müssen, da das alte 

Lüftungsverhalten bei neuen Gebäudesituationen zwangsläufig kontraindiziert scheint.  

Dies wurde durch die Bauverein AG versäumt. Die Anwohner haben verschiedene Lüftkonzepte ausprobiert, um hier 

Fehlverhalten nachweislich ausschließen zu können. 

Dies wurde auch mit Bildern dokumentiert und der Bauverein AG im s.g. Mieterdialog mehrfach zu Kenntnis 

gegeben.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(Auf dem Bild ein Anwohner Foto mit einer Uhr um die Lüftintervalle zu zeigen.) 

 

Dass die Maßnahme in sich schon das Problem ist und keines Wegs das Nutzungsverhalten die Ursache für die 

Feuchtigkeitsentwicklung und die damit verbundene Schimmelbildung ist, geht aus dem schnellen Auftreten der 

Feuchtigkeit ebenfalls hervor. Nutzungsverhalten könnte selbst mit Vorsatz nur bedingt bis gar nicht solche 

Ergebnisse erzielen.  

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Es sei außerdem noch vermerkt, dass 

die vorgeschrieben Fensterfalzlüfter, 

die zu diesem Thema gehören, nicht 

fachgerecht eingebaut sind, weshalb ein 

Gutachter ihnen die Funktion nach 

erster Beäugung absagt.  

 

 

 



 

 

Auch die Meldungen seitens der Mieter und der Mieterinitiative gingen rechtzeitig ein und wurden ignoriert.  

Die einzige uns bekannte Beseitigung bestand in dem Abreißen der Tapete. In der Vergangenheit wurde Farbe 

entweder nur bereitgestellt oder durch die Bauverein AG über Schimmel Stellen gestrichen. 

Eine Ursachenermittlung wurde nicht angestrebt, geschweige denn die Ursachen behoben oder weitere 

Maßnahmen auf ihr Negativpotential geprüft.  

Darin kann aus unserer Sicht keine nachhaltige Beseitigung bestehen.  

Allein im ersten Haus sind von 4 Etagen mindestens zwei betroffen, sowie Hausflur und Keller.  

 

 

 

Die Antwort auf Frage 8 erscheint nicht passend. 

Der Bauverein AG müssen alle Fälle des ersten Bauabschnitts bekannt sein. Alfred Messel 2, Spessartring 16, sowie 

das erste Gebäude und das Haus des Kaffee Gretchens klagten alle über den Wassereinbruch bei Abstrahlen der 

Fassade. Weiterhin sind im Rhönring 5 das gesamte Laminat aufgequollen, im Alfred Messel Weg 2 eine Decke unter 

Wasser eingebrochen, diverse Lecks im Dach ursächlich für die Vernässung von Küche und Wohnzimmer, im Verlauf 

des Rhönring 60 durch mangelnde Abdichtung Wassereinbruch bei den Fenstern bekannt, um nur wenige Beispiele 

zu nennen, von denen die Bauverein AG Kenntnis hat. Auch jetzt noch kommen immer wieder Anwohner Meldungen 

über diese Problem zu uns.  

 

 

 



 

Keine .. 

 

11. Nein  

12. Die Firmen sind nach wie vor am Werk, scheinbar in vielen Fällen unbelehrt. Erst nach über zwei Jahren 

Baumaßnahme scheinen die Arbeiter dazugelernt zu haben… 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Die Installation der vorschrieben Brandschutzinstallationen auf über 1,87m und an Deckenhöhe entspricht keiner 

jemals in der Bundesrepublik existenten Bauverordnung. Es lässt sich also unterstellen, dass dies nicht durch 

Fachfirmen ausgeführt wurde, da auch einem mäßig Wahrnehmungsfähigen sich automatisch erschließt, dass die 

Bedienbarkeit für Menschen normaler Körpergröße zwangsläufig entfällt. 

Das Mitführen von Leitern zur Meldung des Brandfalls ist nicht Teil deutscher Gefahrenverhütungsvorschriften. 

Gemäß unserer Recherche lässt sich hierbei außerdem ein gewisser Vorsatz unterstellen, da die Kästen ebenfalls 

über die Steuerung der Rauchabzugsfenster verfügen. Um diese Anwohner nicht zugänglich zu machen, hieß es, 

wurde die Maximalhöhe für diese Brandmeldekästen ignoriert.  

Weiterhin fehlte es bis mindestens Jan 2019 und womöglich immer an einem Wartungsvertrag für diese Installation. 

Bei Überschreitung der vorgeschrieben Wartungsintervalle (die für die Batterie, die im Falle eines Stromausfalls den 

Brandschutz sichert, nötig sind) löst diese Anlage einen Alarm aus. Dieser wurde mit Ende des ersten 

Wartungsintervall ausgelöst und konnte durch Mitarbeiter der Bauverein AG nicht behoben werden. 

Deshalb wurde die Anlage von der Spannungsversorgung getrennt und wäre somit selbst bei korrekter Höhe nicht 

funktionsfähig. Ebenso wurden die Handmelder (wenn vorhanden, im Alfred Messel Weg 2 wurden diese 

beispielsweise weggelassen) von der Anlage getrennt, da auch diese den Alarm spiegeln. 

Dieses gefährliche Vorgehen wurde in mindestens 4 Häusern praktiziert, über weitere liegen noch keine 

abschließenden Erkenntnisse vor. Die Bauverein AG hat seit über einem Jahr von diesem Zustand Kenntnis, 

außerdem wurde dies Online und auch bei der Stadtverordnetenversammlung nachdrücklich erklärt.  

 

 

 



 

 

Darüber hinaus wurde der Mindestwandabstand für Rauchmelder in zahlreichen Häusern deutlich (teils nur weniger 

als die Hälfte) unterschritten. Die Funktionalität eindeutig nicht gewährleistet. Wieder lässt sich die Ausführung 

durch Fachkräfte nur anzweifeln, dass die Vorschriften zur Installation einschlägig und bekannt sein sollten.  

 

 



Der Bauverein AG, explizit Frau Sibylle Wegerich, dem Vorstand, wurden diese Brandschutzlasten ausdrücklich 

dargelegt. Es ist seit über einem Jahr keine Behebung erfolgt.  

Ebenso blieben weitere Gefahrenquellen bestehen: 

 

Hier einige ausgewählte Beispiele: 

- nicht gesicherte Gerüste: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Baumaßnahme erfolge stets im bewohnten Zustand ! 

 

z.B. 

-  gegen fallende Objekte 

- unbefugtes Betreten 

 



Fehlende Baustellenbeleuchtung und Sicherheitsbeleuchtung bei gleichzeitig 

erheblicher Sturz- und Verletzungsgefahr 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Als Lichtquelle auf diesen Fotos diente eine Taschenlampe 

 

 

 

 



- Nicht nächtlich verschlossene Baustellenstromverteiler 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Steinschlag, Baustaub, Sondermüll, gefährdet Anwohner und Umwellt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 Einzig die durch uns gemeldete Unterschreitung der gesetzlich 

vorgeschriebenen Brüstungshöhe wurde durch die Bauverein AG korrigiert.  

 

 

 

 

Außerdem ist auch das Aufstellen von Parkverboten und deren Durchsetzung 

sowie entsprechende Absicherung unten sichtbarer Eingriffe in den Straßenverkehr offensichtlich entbehrlich. 

  

 

 

 



 

 Ein Mieter, der seit dem Verlust eines Beines gehbehindert 

ist, kann seine Tür aufgrund der neuen sehr schweren 

Türschließer nicht öffnen. Selbst auf solche 

Brandschutzlasten im Einzelnen wird nicht reagiert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auch durch Bauarbeiter verkeilte Türen gewähren in der Nacht 

jedermann Zugriff zu Zentralheizung und Kellern, 

Stromverteilung, etc.  

 

 

Auch das Hinterlassen von nägeldurchsetzten Brettern und anderen 

Baustellenüberbleibseln an „fertigen“ Häusern gefährdet beispielsweise 

spielende Kinder.  

Auch das dem Sondermüll zuzuführende Strahlgut darf nur während Benutzung 

und nicht darüber hinaus gelagert werden. Der Arbeitsschutz für die 

Bauarbeiter ist dazu in vielen Punkten nicht gesichert, jedoch nicht 

Überwachungsaufgabe der Mieterinitiative.  

 

- Schuttrohre ohne Auffang führen zu Splitterflug um die 

Türeingänge 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 2.:  Beispielsweise im Alfred Messel Weg 2 war für die Installation einer DSL Leitung ein Durchbruch zum Flur 

nötig. Dieser bedarf einer zulässigen Versieglung. Man kann durch das Loch mit bloßem Auge schauen - auch Monate 

nach der Installation.  

Die ehemaligen Kamine wurden nicht versiegelt, schon gar nicht in brandschutzzulässiger Weise. Sie würden ein 

Feuer stark anfachen und die Ausbreitung in den Etagen erleichtern.  

(Rechts im Bild: Neue Kabel, alte Sicherung (Frage 4 bzw. 6)) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beispiele nicht intakter, 

neuer Beleuchtung. Oben 

(rechts) dafür eine neue 

Leuchte die nicht nachts, 

dafür zu Tag leuchtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 5 wurden gegenteilige Bilder gezeigt, zu 6. z.B. das Bild aus Frage 2  

 



 Zur Umlegung der Modernisierung stellt der Gesetzgeber Anfordernung und beschränkt die Maximalhöhe der 

Umlage der Baukosten auf höchstens 11% und seit 2019 auf 8%.  

Die Bauverein AG legt 10,23% der selbst angegeben Kosten um. Diese sind in sich teils höchst fraglich, wie 

verscheidene Tageszeitungen ebenfalls berichteten.  

Zu den Anfordernungen kraft Gesetz zählen z.B. die transparente, für einen mietrechtlich nicht vorgebildeten Mieter 

plausible Darlegung der Umlage. Dies erfolgte in der ersen Bauphase nicht und in den darauf folgenden nur 

mangelhaft. Ein Gericht müsste bei den letzteren die Zulässigkeit der Dürftigkeit der Erklärungen der Bauverein AG 

prüfen. Die entsprechenden Schreiben zum Beleg können Sie unserer Homepage entnehmen. 

Es existieren mittlerweile außerdem verschiedene, veränderte Schreiben der Bauverein AG für die aktuelle 

Bauphase, die in ihrem Inhalt stark auseinander gehen.  

Des Weiteren wurde recherchiert, dass die Bauverein AG in vielen Positionen nicht umlagefähige Kosten auf die 

Mieter umlegt, ein Gericht muss den Umfang dieses Fehlverhaltens noch genau beziffern. Exemplarisch soll z.B. die 

Umlage von 60% der Gerüstkosten dienen. Diese stehen jedoch nicht in ausreichendem Zusammenhang mit der 

Modernisierung, um ein solche Umlage zu begründen. 

Im Zuge dieser Nachforschungen sind 

außerdem Ungereimtheiten bei den 

Nebenkostenabrechnungen aufgetaucht.  

 

Die Anwohner finden in der 

Modernisierung keinen Mehrwert, 

Heizkosten steigen statt zu sinken, die 

Fenster bieten laut eigenem, fraglichen 

Bauverein Gutachten sogar 5% 

schlechteren Schallschutz.  

 

Lediglich die (Instandhaltung) wird 

begrüßt. Diese ist jedoch nicht 

umlagefähig.  



 

Laut den Arbeiten der führenden deutschen Wissenschaftler, z.B. Herrn Prof. Dr. Kofner, ist die Refinanzierung und 

die Renditeaussicht durch solche Maßnahmen überaus attraktiv.  

ROI von 5-7 % sind problemlos möglich. Nach 8 – 10 Jahren sind die Maßnahmen spätestens, mietunabhängig 

amortisiert. Danach ist die Mieterhöhung und die häufige Neuvermietung in Folge der Verdrängung enorm 

gewinnsteigernd.  

Auch im Falle, dass Anwohner spontan die Heizung abschalten und damit ihre Heizkosten auf Null senken, zahlen 

diese drauf. Selbst wenn vernünftige Energiespaßnahmen durchgeführt worden wären und dies auch noch 

fachgerecht, so dass die gewünschte Wirkung überhaupt erzielt werden kann, erübrigt sich somit der Mehrwert für 

die Anwohner. 

Der einzige Mehrwert kann in der Installation der Gegensprechanlagen gesehen werden, in den Häusern, wo noch 

keine solche vorhanden war. Dies stet jedoch in keinem Verhältnis zu Mieterhöhung ab 130€ / monatlich.  

 

Die Berechnungsgrundlagen für den fragwürdigen, prognostizierten, verbesserten Energiestandard wurde nie 

offengelegt. Es handelt sich wohl um Schätzung, Gutachten über den alten Zustand und die Sinnhaftigkeit der 

durchgeführten Maßnahmen wurden nicht erstellt.  

 

Der erste Punkt kann bejaht werden, stellt jedoch keine gesetzlich zulässige Rechtfertigung für Mieterhöhungen dar. 

Der zweite Punkt ist weder erfolgt noch abgesprochen. Seit Kenntnis über Vorhaben der Bauverein AG für den 

Außenbereich ist zusätzlich Zweifel an der Sinnhaftigkeit einzelner Maßnahmen aufgekommen, der Mangels 

Informationen nicht näher dargelegt werden kann. (z.B. die Errichtung eines Kinderspielplatzes in unmittelbarer 

Nähe ( 2 min Gehweg) zum Spielplatz am Washingtonplatz, statt etwas weiter unten, wo keine Spielplätze 

vorhanden sind.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 



c) Das Echo berichtete ausführlich über die fragwürdige Kostenexplosion. 

Da die Marktpreise sich nicht verdoppelt oder vervierfacht haben im Verlauf von 2 Jahren und auch keine 

entsprechende Inflation in einem EU Land bekannt ist, halten wir diese Frage für gerechtfertigt.  

Dazu  

https://www.echo-online.de/lokales/darmstadt/bauverein-modernisierung-mit-ungereimtheiten_19171571 

 

„Für eines der nächsten Häuser sei ein Modernisierungskostenanteil von 800 000 Euro angegeben, während dieser 

für Bettins bereits fertiges Haus in einem Schreiben 2016 mit 250 000 Euro beziffert worden war. So seien die Kosten 

für die neuen Wohnungstüren für einen Block von damals knapp 33 000 Euro auf nun 160 000 Euro angestiegen. "Es 

ist ganz komisch." 

Auch Regina Kamm vom Mieterbund findet es "auffällig, dass die Kosten für dieselben Maßnahmen jetzt viel höher 

sein sollen". […]“ 

„Vorstandsvorsitzende Sybille Wegerich nennt auch die konjunkturbedingte Steigerung der Baukosten um vielleicht 

20 Prozent. "Aber Türen für 160 000 Euro wundern mich jetzt auch." Die Kollegen hätten bei den alten 

Ankündigungen offenbar "falsch gerechnet".“ 

 

Es wurde nicht den gesetzlichen Anforderungen genügt, bei der Informationsveranstaltung waren fast keine Miete 

mangels Kenntnis anwesend. Anfragen an die Bauverein AG werden entweder nicht beantwortet oder abgewiesen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

8. Die neuen Mieten liegen häufig 70€ über dem aktuellen Mietspiegel, bei sehr alten Mietverträgen ist das jedoch 

nicht der Fall, dort konnte die Miete nicht so schnell erhöht werden, außerdem existieren auch noch Wohnungen 

mit Preisbindung. 

 

9. In den meisten Wohnungen bei jeder gesetzlich zulässigen Möglichkeit auf Mietspiegelniveau (~ alle 2 Jahre) 

 

https://www.echo-online.de/lokales/darmstadt/bauverein-modernisierung-mit-ungereimtheiten_19171571


 

 

Die Bauverein AG erkennt entgegen eigener Angaben keine Härtefälle aus finanziellen Gründen an, sonst wären mit 

über 500 zu rechnen, wenn ein Härtefall z.B. vorliegt, wenn mindestens 35 – 50 % des Monatseinkommens für die 

Miete aufgewendet werden müssen. (Weitere Härtefälle noch nicht eingerechnet)  

Die rechtlichen Erläuterungen der Bauverein AG oben und in den Ablehnungsschreiben sind teilweise umstritten und 

teilweise höchst fraglich. Eine höchstrichterliche Rechtsprechung dazu existiert jedoch nicht.  

Individuelle Lösungsvorschläge der Bauverein AG gleichen einer Farce für die wenigen Anwohner, die versuchten 

diese anzustreben. 90-Jährige zum Auszug zu zwingen ist jedoch aus Sicht vieler Menschen und auch bundesweit 

einiger Landratsämter sittenwidrig.  

 

 

Eine Zahl liegt der Mieterinitiative nicht vor.  

B und C: Fristabweichungen lassen sich durch die Fehlkommunikation der Bauverein AG, die schwierige Rechtslage 

und das mangelnd Rechtswissen der Anwohner, sowie durch die fehlerhaften Briefe der Bauverein AG erklären. 

„Bauverein-Vorstandchefin Wegerich räumt das ein: "Wir haben sehr viele Mieter, die Anspruch auf 

Transferleistungen hätten." Den Anteil schätze sie auf 70 Prozent. Sie wolle man in Kooperation mit der Stadt im 

Rahmen eines individuellen Gesprächs bestärken, beim Amt für Wohnungswesen Hilfe zu beantragen. "Viele 

schämen sich, aber es ist keine Schande." Auch versuchten sie, älteren Mieter in großen Wohnungen kleinere und 

seniorengerechtere anderswo anzubieten. "Das ist keine Verdrängung", befindet sie. Vielmehr suche man nach einer 

besseren Lösung für den einzelnen.“ [EchoDarmstadt] 

 



 

„Im Schnitt wurden also in den vergangenen 5 Jahren 20 Mio Euro jährlich aus 

Gewinnen der Bauver-ein AG entnommen.  

Verwendet wurden diese Mittel zum Verlustausgleich der HEAG mobilo, […] sowie 

allgemein zur Sanierung des städtischen Haushalts. Die Haushalts-konsolidierung der 

vergangenen Jahre ging also nicht unwesentlich auf Kosten der Mieterinnen und Mieter 

der Bauverein AG.  

Zum Vergleich: die entnommenen 20 Mio Euro entsprechen ungefähr der Hälfte des 

Gesamtaufkommens der Grundsteuer in Darmstadt. Hätte man nur auf die Hälfte 

dieses Betrags verzichtet, so wäre in jedem dieser Jahre eine um durch-schnittlich 

900€ pro Wohneinheit niedrigere Jahres-Kaltmiete möglich gewesen (75 Euro pro 

Monat). Auf die Wohnflächte bezogen ergibt sich bei einer Gesamtwohnfläche der 

Bauverein-Mietwohnungen von 725.000m² sich ein Mietsenkungspotential von 

monatlich 1,15€/m² für alle Mieterinnen und Mieter.  

Aus der anderen Hälfte wären die warmmietenneutrale Umlage von Sanierungen (nicht 

nur im Buxbaum-Ensemble), höhere Investitionen in die Instandhaltung sowie eine 

Kostenbegrenzung der Fernwärme-Zwangsanschlüsse ohne weiteres finanzierbar 

gewesen. Für die Zukunft sind jährliche Gewinnabführungen in Höhe von etwa 12 Mio 

Euro vorgesehen.“ 

(Auszug aus einer Schilderung von Uli Franke, Stadtverordneter DieLinke) 

 

 

Die Bauverein AG versucht im Kontext des Mietspiegels die Baualtersklassen dieser Häuser auf jünger als hier 1920 

zu datieren. Eine Prüfung der ehemaligen Förderung ist nicht abgeschlossen, es könnten jedoch 10% sein. 

 


